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Tribunal Superior de Justicia de la Comunidad Valenciana 6. Bei Fehlen nationaler Vorschriften zur Umsetzung von Arti-
kel 16 Nummer 2 der Richtlinie 93/104 oder gegebenenfalls(Spanien) in dem bei diesem anhängigen Rechtsstreit Sindicato

de Médicos de Asistencia Pública (Simap) gegen Conselleria de zur ausdrücklichen Übernahme einer der in Artikel 17 Ab-
sätze 2, 3 und 4 der Richtlinie vorgesehenen AbweichungenSanidad y Consumo de la Generalidad Valenciana vorgelegtes

Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung der können diese Bestimmungen dahin ausgelegt werden, dass sie
unmittelbare Wirkung haben, und geben daher dem EinzelnenRichtlinien 89/391/EWG des Rates vom 12. Juni 1989 über

die Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung der einen Anspruch darauf, dass der Bezugszeitraum für die
Festlegung ihrer wöchentlichen Höchstarbeitszeit zwölf MonateSicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei

der Arbeit (ABl. L 183, S. 1) und 93/104/EG des Rates vom nicht überschreitet.
23. November 1993 über bestimmte Aspekte der Arbeitszeit-
gestaltung (ABl. L 307, S. 18) hat der Gerichtshof unter 7. Die ausdrückliche Zustimmung der gewerkschaftlichen Ver-
Mitwirkung des Präsidenten G. C. Rodrı́guez Iglesias, der handlungspartner in einem Tarifvertrag steht der Zustimmung
Kammerpräsidenten J. C. Moitinho de Almeida (Berichterstat- des Arbeitnehmers selbst im Sinne des Artikels 18 Absatz 1
ter), D. A. O. Edward, L. Sevón und R. Schintgen sowie der Buchstabe b Ziffer i erster Gedankenstrich der Richtlinie
Richter P. J. G. Kapteyn, C. Gulmann, J.-P. Puissochet, P. Jann, 93/104 nicht gleich.
H. Ragnemalm und M. Wathelet — Generalanwalt: A. Saggio;
Kanzler: D. Louterman-Hubeau, Hauptverwaltungsrätin — am
3. Oktober 2000 ein Urteil mit folgendem Tenor erlassen: (1) ABl. C 299 vom 26.9.1998.

1. Eine Tätigkeit wie die der Ärzte der Teams zur medizinischen
Grundversorgung fällt in den Anwendungsbereich der Richtli-
nien 89/391/EWG des Rates vom 12. Juni 1989 über die
Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit
und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit
und 93/104/EG des Rates vom 23. November 1993 über URTEIL DES GERICHTSHOFESbestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung.

(Fünfte Kammer)
2. Der nationale Richter kann bei Fehlen ausdrücklicher Maßnah-

men zur Umsetzung der Richtlinie 93/104 das innerstaatliche vom 3. Oktober 2000
Recht anwenden, soweit es unter Berücksichtigung der Besonder-
heiten der Tätigkeit der Ärzte der Teams zur medizinischen

in der Rechtssache C-380/98 (Vorabentscheidungsersu-Grundversorgung die Voraussetzungen des Artikels 17 der
chen des High Court of Justice [England & Wales],Richtlinie erfüllt.
Queen’s Bench Division [Divisional Court]): The Queen

gegen H. M. Treasury (1)

3. Der Bereitschaftsdienst, den die Ärzte der Teams zur medizini-
(Öffentliche Aufträge — Verfahren zur Vergabe öffentlicherschen Grundversorgung in Form persönlicher Anwesenheit in
Dienstleistungs-, Liefer- und Bauaufträge — Öffentlicherder Gesundheitseinrichtung leisten, ist insgesamt als Arbeitszeit

Auftraggeber — Einrichtung des öffentlichen Rechts)und gegebenenfalls als Überstunden im Sinne der Richtlinie
93/104 anzusehen. Beim Bereitschaftsdienst in Form ständiger
Erreichbarkeit ist nur die Zeit, die für die tatsächliche Erbrin- (2000/C 335/32)gung von Leistungen der medizinischen Grundversorgung aufge-
wandt wird, als Arbeitszeit anzusehen.

(Verfahrenssprache: Englisch)

4. Die Ärzte der Teams zur medizinischen Grundversorgung,
die in regelmäßigen Zeitabständen nachts Bereitschaftsdienst

(Vorläufige Übersetzung; die endgültige Übersetzung erscheint in derleisten, können nicht bereits aufgrund von Artikel 2 Nummer 4
Sammlung der Rechtsprechung des Gerichtshofes.)Buchstabe b der Richtlinie 93/104 als Nachtarbeiter angesehen

werden. Die Frage, ob die nationalen Rechtsvorschriften über
die Nachtarbeit der privatrechtlich beschäftigten Arbeitnehmer In der Rechtssache C-380/98 betreffend ein dem Gerichtshof
auf die in einem öffentlich-rechtlichen Beschäftigungsverhältnis nach Artikel 177 EG-Vertrag (jetzt Artikel 234 EG) vom High
stehenden Ärzte der Teams zur medizinischen Grundversorgung Court of Justice (England & Wales), Queen’s Bench Division
anwendbar sind, ist vom nationalen Gericht nach innerstaatli- (Divisional Court), (Vereinigtes Königreich) in dem bei diesem
chem Recht zu beantworten. anhängigen Rechtsstreit The Queen gegen H. M. Treasury, ex

parte: The University of Cambridge vorgelegtes Ersuchen um
Vorabentscheidung über die Auslegung von Artikel 1 der
Richtlinie 92/50/EWG des Rates vom 18. Juni 1992 über5. Die von den Ärzten der Teams zur medizinischen Grundversor-

gung während des Bereitschaftsdienstes geleistete Arbeit ist die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher
Dienstleistungsaufträge (ABl. L 209, S. 1), Artikel 1 der Richtli-Schichtarbeit, und diese Ärzte sind Schichtarbeiter im Sinne

von Artikel 2 Nummern 5 und 6 der Richtlinie 93/104. nie 92/36/EWG des Rates vom 14. Juni 1993 über die
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Koordinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Liefe- URTEIL DES GERICHTSHOFES
raufträge (ABl. L 199, S. 1) und Artikel 1 der Richtlinie
93/37/EWG des Rates vom 14. Juni 1993 zur Koordinierung
der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge (ABl.

vom 3. Oktober 2000L 199, S. 54), hat der Gerichtshof (Fünfte Kammer) unter
Mitwirkung des Kammerpräsidenten D. A. O. Edward sowie
der Richter P. J. G. Kapteyn (Berichterstatter), A. La Pergola,
P. Jann und H. Ragnemalm — Generalanwalt: S. Alber; Kanzler:

in der Rechtssache C-411/98 (Vorabentscheidungsersu-H. A. Rühl, Hauptverwaltungsrat — am 3. Oktober 2000 ein
chen des Tribunal d’arrondissement Luxemburg): AngeloUrteil mit folgendem Tenor erlassen:

Ferlini gegen Centre hospitalier de Luxembourg (1)

1. Der Ausdruck „von [einem oder mehreren öffentlichen Auftrag-
gebern] finanziert“ in Artikel 1 Buchstabe b Unterabsatz 2
dritter Gedankenstrich der Richtlinie 92/50/EWG des Rates (Arbeitnehmer — Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 —
vom 18. Juni 1992 über die Koordinierung der Verfahren zur Gleichbehandlung — Personen, die dem nationalen System
Vergabe öffentlicher Dienstleistungsaufträge, der Richtlinie der sozialen Sicherheit nicht angehören — Beamte der
93/36/EWG des Rates vom 14. Juni 1993 über die Koordinie- Europäischen Gemeinschaften — Anwendung von Gebüh-
rung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Lieferaufträge und rensätzen für ärztliche und Krankenhausleistungen bei einer
der Richtlinie 93/37/EWG des Rates vom 14. Juni 1993 Entbindung)
zur Koordinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher
Bauaufträge ist dahin auszulegen, dass er Fördermittel oder
Zuwendungen, die ein oder mehrere öffentliche Auftraggeber

(2000/C 335/33)zur Unterstützung der Forschung gewähren, und Hörgelder, die
örtliche Erziehungsbehörden den Universitäten im Hinblick auf
die Ausbildung namentlich benannter Studenten gewähren,
umfasst. Dagegen stellen Zahlungen, die im Rahmen eines
Vertrages über Dienstleistungen einschließlich Forschungsarbei-
ten oder als Gegenleistung für andere Dienstleistungen wie (Verfahrenssprache: Französisch)
Gutachten oder die Veranstaltung von Tagungen von einem
oder mehreren öffentlichen Auftraggebern getätigt werden, keine
öffentliche Finanzierung im Sinne der genannten Richtlinien
dar.

(Vorläufige Übersetzung; die endgültige Übersetzung erscheint in der
2. Der Begriff „überwiegend“ in Artikel 1 Buchstabe b Unterab- Sammlung der Rechtsprechung des Gerichtshofes.)

satz 2 dritter Gedankenstrich der Richtlinien 92/50, 93/36
und 93/37 ist im Sinne von „zu mehr als der Hälfte“
auszulegen.

In der Rechtssache C-411/98 betreffend ein dem Gerichtshof
nach Artikel 177 EG-Vertrag (jetzt Artikel 234 EG) vom3. Für eine zutreffende Berechnung des Anteils der öffentlichen Tribunal d’arrondissement Luxemburg in dem bei diesemFinanzierung einer Einrichtung sind alle Mittel zu berücksichti- anhängigen Rechtsstreit Angelo Ferlini gegen Centre hospita-gen, über die diese Einrichtung verfügt, einschließlich derer, die lier de Luxembourg vorgelegtes Ersuchen um Vorabentschei-aus gewerblicher Tätigkeit stammen. dung über die Auslegung der Artikel 6 Absatz 1 und 48 EG-
Vertrag (nach Änderung jetzt Artikel 12 Absatz 1 EG und

4. Die Einstufung einer Einrichtung wie der Universität Cambridge Artikel 39 EG), der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 des
als „öffentlicher Auftraggeber“ ist auf jährlicher Basis vorzuneh- Rates vom 15. Oktober 1968 über die Freizügigkeit der
men, und das Haushaltsjahr, in dem die Ausschreibung des Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft (ABl. L 257, S. 2)
Verfahrens zur Vergabe eines bestimmten Auftrags erfolgt, ist in der Fassung der Verordnung (EWG) Nr. 312/76 des Rates
der für die Berechnung der Finanzierung dieser Einrichtung am vom 9. Februar 1976 zur Änderung der Vorschriften über die
besten geeignete Zeitraum, wobei diese Berechnung auf der gewerkschaftlichen Rechte der Arbeitnehmer in der Verord-
Grundlage der zu Beginn des Haushaltsjahres verfügbaren, nung Nr. 1612/68 (ABl. L 39, S. 2) und der Verordnung (EWG)
gegebenenfalls auch nur veranschlagten Zahlen vorzunehmen Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung
ist. Für eine Einrichtung, die zum Zeitpunkt der Ausschreibung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer sowie
eines Auftragsvergabeverfahrens ein „öffentlicher Auftraggeber“ deren Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu-
im Sinne der Richtlinien 92/50, 93/36 und 93/37 ist, gelten und abwandern, in der Fassung der Verordnung (EWG)
für den entsprechenden Auftrag die Anforderungen dieser Nr. 2001/83 des Rates vom 2. Juni 1983 (ABl. L 230, S. 6)
Richtlinien bis zum Abschluss des betreffenden Verfahrens. sowie des Artikels 85 Absatz 1 EG-Vertrag (jetzt Artikel 81

Absatz 1 EG) hat der Gerichtshof unter Mitwirkung des
Präsidenten G. C. Rodrı́guez Iglesias, der Kammerpräsidenten
J. C. Moitinho de Almeida, D. A. O. Edward, L. Sevón und(1) ABl. C 397 vom 19.12.1998.
R. Schintgen sowie der Richter P. J. G. Kapteyn, C. Gulmann,
P. Jann, H. Ragnemalm (Berichterstatter), M. Wathelet und
V. Skouris — Generalanwalt: G. Cosmas; Kanzler: R. Grass —
am 3. Oktober 2000 ein Urteil mit folgendem Tenor erlassen:


